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Bundesgesetz über die Besteuerung des mobilen Arbeitens im internationalen Verhältnis; 

Vernehmlassung 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 

Der Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt sich für die Gelegenheit, zum vorgeschlagenen 

Bundesgesetz über die Besteuerung des mobilen Arbeitens im internationalen Verhältnis Stellung 

nehmen zu können. 

Mit der vorliegenden Gesetzesanpassung soll von vornherein Rechtssicherheit geschaffen werden: 

Es geht primär darum, das Besteuerungsrecht im Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer 

(DBG) und im Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Ge-

meinden (Steuerharmonisierungsgesetz, StHG) so auszudehnen, dass die Quellenbesteuerung des 

Arbeitseinkommens von im Ausland wohnhaften Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auch ohne 

physische Anwesenheit in der Schweiz gewährleistet ist und im Wohnsitzstaat verrichtete Tätigkeiten 

(insbesondere Homeoffice) grundsätzlich besteuert werden können.  

Der Regierungsrat erachtet die vorgesehenen Anpassungen im Bereich des Besteuerungsrechts und 

der Bescheinigungspflicht als sachgerecht und begrüsst diese sehr. Hinsichtlich des noch vorzuse-

henden Ausgleichs zugunsten des Wohnsitzstaats plädiert der Regierungsrat, dass der Bund in den 

entsprechenden Verhandlungen die finanziellen Interessen der Schweiz und der betroffenen Kan-

tone einbringt. 

Bei der Umsetzung des Zusatzabkommens ist mit einem erhöhten Personal- und Finanzaufwand für 

die kantonalen Steuerverwaltungen sowie allenfalls Gemeindesteuerbehörden zu rechnen. Dieser 

steht namentlich im Zusammenhang mit dem vorgesehenen Informationsaustausch. Die Eidgenössi-

sche Steuerverwaltung wird sich gemäss Bericht frühzeitig auf die neuen Rahmenbedingungen vor-

bereiten und die notwendigen Vorkehrungen treffen (Einführung von Prozessen, organisatorische 

Anpassungen, Anpassungen der Informatik oder Aufbau der IT-Infrastruktur usw.). Diese Anpassun-

gen müssen aus Sicht des Regierungsrats so gestaltet werden, dass sie möglichst effizient und res-

sourcenschonend sind.  
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Jean-Pierre Gallati 

Landammann 

Joana Filippi 

Staatsschreiberin 

z.K. an 

• vernehmlassungen@estv.admin.ch 


